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Empfehlungen zu Schwerpunktsetzungen in der AltenPflegeHeimSeelsorge
__________________
AltenPflegeHeimSeelsorge (im Folgenden APHS) ist Teil des seelsorgerlich-diakonischen Auftrags einer Kirchengemeinde. Grundsätzlich gilt, dass die der evangelischen Landeskirche angehörenden Heimbewohner Gemeindeglieder der Parochie sind, in welcher sich das Heim befindet.

Die Zuständigkeit für Altenpflegeheime und evtl. damit verbundene Predigtaufträge werden in der Geschäftsordnung festgehalten.

Bei mehreren und/oder größeren Altenpflegeheimen im Distrikt oder im Kirchenbezirk kann man die Seelsorge an einer Stelle konzentrieren und so Schwerpunkte setzen:

· Zuständigkeit für mehrere Heime
· Besondere gottesdienstliche Angebote, z. B. Gottesdienste für demenziell Erkrankte
· Fortbildung in APHS

· Beauftragte oder Beauftragter für APHS im Kirchenbezirk
· Ggf. APHS-Konzeption für den Kirchenbezirk
· Ggf. Mitwirkung im APHS-Netzwerk der Landeskirche
Mit den betreffenden Heimen muss eine gute Kooperation möglich sein.

Mit folgenden rechtlichen Konstruktionen lassen sich pfarramtliche Aufgaben in einem Altenheim der Kirchengemeinde A geschäftsordnungsmäßig statt mit dem dortigen Pfarramt A mit einem Pfarramt B in einer benachbarten Kirchengemeinde verbinden:

1. 

Falls es sich lediglich um Besuche usw. (ohne Predigtauftrag und Kasualzuständigkeit) handelt, ist das ohne weiteres möglich.

· Sollen hin und wieder Bestattungen übernommen werden, hat Pfarrer/in B jeweils ein Dimissoriale des parochial zuständigen Ortspfarrers A einzuholen.
· Keine Auswirkungen auf Mitgliedschaft im Kirchengemeinderat, auf Zusammensetzung des Besetzungsgremiums, Einstufung der Pfarrstellen und RU-Deputate.

2.

Übertragung der Zuständigkeit nach § 10 Abs. 3 WürttPfG
. 

Voraussetzung dafür ist ein regelmäßiger, in den Geschäftsordnungen für die Pfarrämter festzulegender Predigtauftrag von Pfarrer/in B in der Kirchengemeinde A (öffentliche Gottesdienste in der Hauptkirche oder/und im Altenheim und/oder Kasualgottes​dienste). In diesem Fall kann dem Pfarramt B durch Festlegung in den Geschäftsordnungen für die Pfarrämter auch die Zuständigkeit für Bestattungen übertragen werden. 
· Beratende Teilnahme von Pfarrer/in B am Kirchengemeinderat A in größeren Abständen (je nach Predigthäufigkeit). 
· Der Kirchengemeinderat A entsendet einen oder zwei (je nach Predigthäufigkeit) Vertreter in das Besetzungsgremium für die Pfarrstelle B (Nr. 9 AVO zum PfstBG
).
· Keine Auswirkungen auf Einstufung der Pfarrstellen und RU-Deputate.
3.

Bei einem größeren Auftrag (mindestens 25 %; mögliche Abstufungen sind 25 % und 50 %), kann dieser Seelsorgeauftrag als Sonderauftrag im Nebenamt ausgewiesen werden. 

· Einladung von Pfarrer oder Pfarrerin B in den Kirchengemeinderat A beratend, wenn Belange des Altenheims verhandelt werden. 

· Besetzungsgremium entsprechend Pfarrstellen mit Sonderauftrag im Nebenamt (§ 5 PfstBG
).

· Falls ein regelmäßiger, in den Geschäftsordnungen für die Pfarrämter festzulegender Predigtauftrag damit verbunden wird, gilt darüber hinaus das oben unter 2. Aufgeführte.

· Auswirkung auf Einstufung der Pfarrstellen, Auswirkung auf die RU-Deputate.

4.

Das Altenheim wird dem benachbarten Pfarramt B als Parochie/Seelsorgebezirk zugeordnet. Auf jeden Fall ist damit auch ein regelmäßiger, in den Geschäftsordnungen für die Pfarrämter festzulegender Predigtauftrag in der Kirchengemeinde A (Hauptkirche) zu verbinden.

· Pfarrer/in B ist Mitglied im Kirchengemeinderat A. (Er oder sie ist ein weiterer Pfarrer oder eine weitere Pfarrerin der Kirchengemeinde A.) 

· Der Kirchengemeinderat A entsendet mindestens drei (je nach Größe des Seelsorgebezirks) Vertreter in das Besetzungsgremium für die Pfarrstelle B (Nr. 9 AVO zum PfstBG).

· Auswirkung auf Zahl der Gemeindeglieder der Pfarrstellen mit u.U. Auswirkung auf RU-Deputat und Einstufung. 

5.

Änderung der Grenzen der Kirchengemeinden (eher theoretische Möglichkeit).

6. 

(Gemeindebezogene) Sonderpfarrstelle (ohne Parochie/Seelsorgebezirk).
Die Stellenanteile hierfür (mindestens 50 %; mögliche Abstufungen sind 50 %, 75 % und 100 %) müssen aus dem Stellenkontingent kommen, das dem Kirchenbezirk zur Verteilung zur Verfügung steht.
Siehe hierzu unter Anlage 3.1 - Sonderpfarrstellen, gemeindebezogene Sonderpfarrstellen und Sonderaufträge im Nebenamt
Bei einer besonders hohen Konzentration von Altenpflegeheimen in einer Gesamtkirchengemeinde oder im Kirchenbezirk können nach Beratung mit der zuständigen Fachreferentin beim Ev. Oberkirchenrat u. U. auch bewegliche Pfarrstellenanteile für APHS beantragt werden.

Ev. Oberkirchenrat Stuttgart

Dezernat 3 Theologische Ausbildung und Pfarrdienst
� „Die Zuständigkeit eines Gemeindepfarrers kann für bestimmte Dienste, insbesondere für Gottesdienste oder Amtshandlungen, durch die Geschäftsordnungen für das Pfarramt dem Gemeindepfarrer einer benachbarten Kirchengemeinde oder eines benachbarten Seelsorgebezirks übertragen werden, ohne dass für ihn ein eigener Seelsorgebezirk gebildet wird. Einem Pfarrer mit Sonderauftrag, dessen Pfarrstelle einer bestimmten Kirchengemeinde oder einem bestimmten Kirchenbezirk zugeordnet ist, können im Ausnahmefall entsprechend Satz 1 Zuständigkeiten übertragen werden. Das Parochialrecht darf dadurch in seinem Wesensgehalt nicht angetastet werden.“





� „…Im Übrigen entsendet der Kirchengemeinderat aus einer nur teilweise zu versehenden Kirchengemeinde


1 Vertreterin oder Vertreter, wenn der Predigtauftrag weniger als einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst,


2 Vertreterinnen oder Vertreter, wenn der Predigtauftrag mindestens einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst …“





� „Ist mit einer Gemeindepfarrstelle ein geschäftsordnungsmäßiger Sonderauftrag im Nebenamt verbunden, so hört das Besetzungsgremium Vertreterinnen oder Vertreter dieses besonderen Arbeitsbereichs. Die Vertreterinnen oder Vertreter des Arbeitsbereichs können zu Mitgliedern des Besetzungsgremiums mit Stimmrecht berufen werden. Die Zahl der so berufenen Mitglieder darf ein Drittel der Zahl der anderen Mitglieder des Besetzungsgremiums nicht überschreiten. Ein Auftrag im Religionsunterricht gilt nicht als Sonderauftrag.


Nr. 12 AVO zum PfstBG: 


a) Ein mit einer Gemeindepfarrstelle verbundener geschäftsordnungsmäßiger Sonderauftrag im Nebenamt kann zum Beispiel ein Auftrag in der Krankenhaus- oder Studentenseelsorge sein. Voraussetzung ist, daß der Sonderauftrag durch die vom Oberkirchenrat genehmigte Geschäftsordnung (� HYPERLINK "http://elk-wue.luchterhand.de/elk-wue/lpext.dll?f=id&id=EKW_440&t=document-frame.htm&2.0&p=" \l "440__30_1___" �§ 30 Abs. 1 Württembergisches Pfarrergesetz�) an die Pfarrstelle gebunden ist. Bezirksaufträge, die an eine Person gebunden sind (z. B. der der nebenamtlichen Bezirksjugendpfarrerin oder des nebenamtlichen Bezirksjugendpfarrers, der KThA-Leiterin oder des KThA-Leiters, der Diakoniepfarrerin oder des Diakoniepfarrers, der Bezirkskämmererin oder des Bezirkskämmerers usw.), kommen hier nicht in Betracht.


b) Welche Vertreterinnen und Vertreter des besonderen Arbeitsbereichs der Pfarrstelle gehört werden, beschließt das Besetzungsgremium. Die Anhörung erfolgt in der Regel in der Weise, daß die Vertreterinnen und Vertreter des besonderen Arbeitsbereichs zu Sitzungen des Besetzungsgremiums eingeladen werden. Sie kann jedoch auch außerhalb der Sitzungen durch eine oder einen oder mehrere Beauftragte des Besetzungsgremiums erfolgen. Die Vertreterinnen oder Vertreter des besonderen Arbeitsbereichs können auf Vorschlag des Besetzungsgremiums vom Oberkirchenrat im Rahmen von § 5 Satz 3 Pfarrstellenbesetzungsgesetz zu stimmberechtigten Mitgliedern berufen werden. Der Oberkirchenrat kann nähere Regelungen im Einzelfall treffen.“





